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Bearbeitung:  Sarah +ärtl
 /andschaftsarchitektin

Planunterlagen:
Amtliche Flurkarten der
Vermessungsämter im Maßstab M
1:1000. Stand Vermessung von 1980.
Nach Angabe des Vermessungsamtes
nicht zur genauen Maßentnahme
geeignet.

+|henschichtlinien vergr|ßert aus der
amtlichen ba\erischen +|henflurkarte
vom Maßstab M 1:5000 auf M
1:1000. Zwischenh|henschichtlinien
sind zeichnerisch interpoliert. Zur
+|henentnahme für ingenieur-
technische Zwecke nur bedingt
geeignet.

Untergrund:
Aussagen und 5ückschlüsse auf die
Untergrundverhältnisse und die
Bodenbeschaffenheit k|nnen weder
aus den amtlichen .arten noch aus
Zeichnung und Te[t abgeleitet
werden.

Nachrichtliche hbernahmen:
Für nachrichtlich übernommene
Planungen und Gegebenheiten kann
keine Gewähr übernommen werden.

Urheberrecht:
Für die Planung behalte ich mir alle
5echte vor. Ohne meine vorherige
Zustimmung darf die Planung nicht
geändert werden.

22.10.2020

Gewerbegebiet Mitterwehrt

STADT: T|ging am Inn
/AND.5EIS: Alt|tting
5EG.-BEZI5.: OBE5BA<E5N

BEBAUUNGS- UND
G5hNO5DNUNGSP/AN N5. 51

Verfahrensvermerk Bebauungsplan

1. Der Stadtrat T|ging am Inn hat in der Sitzung vom ...................... gem. § 2 Abs. 1 BauGB
die Aufstellung des  Bebauungsplans Nr. 51 �Gewerbegebiet Mitterwehrt� beschlossen. Der
Aufstellungsbeschluss wurde am .......................... ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige gffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit |ffentlicher
Darlegung und Anh|rung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom
....................... hat in der Zeit vom ......................... bis ...................... stattgefunden.

3. Die frühzeige Beteiligung der Beh|rden und sonstigen Träger |ffentlicher Belange gemäß §
4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom
........................ hat in der Zeit vom ......................... bis ..................... stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ...................... wurden die
Beh|rden und sonstigen Träger |ffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom ........................ bis .......................... beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ...................... wurde mit der
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ........................... bis
......................... |ffentlich ausgelegt.

6. Die Stadt T|ging am Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom ....................... den
Bebauungsplan Nr. 51 �Gewerbegebiet Mitterwehrt� gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der
Fassung vom .................... als Satzung beschlossen.

T|ging am Inn, den««««««««......

««««««««««««««««.........
Dr. Tobias Windhorst, Erster Bürgermeister

7. Ausgefertigt

T|ging am Inn, den««««««««......

       ««««««««««««««««.........
       Dr. Tobias Windhorst, Erster Bürgermeister

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ««««««««. gemäß § 10
Abs. 3 +albsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung
wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadt zu Medermanns Einsicht
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan
ist damit in .raft getreten. Auf die 5echtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

T|ging am Inn, den««««««««.....

       ««««««««««««««««........
       Dr. Tobias Windhorst, Erster Bürgermeister

(Siegel)

(Siegel)

(Siegel)

Der Bebauungsplan mit den Festsetzungen i. d. Fassung vom ..................... sowie die
Begründung (Geheft v. ..........................) sind Bestandteil der Satzung.

1. Archäologische Denkmalpflege

  Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, unterliegen
der Meldepflicht nach Art. 8 Abs. 1-2 Ba\DSchG und sind unverzüglich dem Ba\erischen
/andesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbeh|rde anzuzeigen.

Art. 8 Abs. 1 Ba\DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich
der Unteren Denkmalschutzbeh|rde oder dem /andesamt für Denkmalpflege anzuzeigen.
Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstückes sowie
der Unternehmer und der /eiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige
eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zum
Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeigen an
den Unternehmer oder den /eiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 Ba\DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere
Denkmalschutzbeh|rde die Gegenstände freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten
gestattet.

2. Angrenzende landwirtschaftliche Nutzung

M|gliche Geruchs-, /ärm- und Staubimmissionen durch die Bewirtschaftung der
angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen sind zu dulden.

3. Schutzmaßnahmen bei Baumpflanzungen

Bei Baumpflanzungen ist ein Abstand von Me 2,50 m von Erdkabeln einzuhalten. Wenn nicht
m|glich, sind geeignete Schutzmaßnahmen in Absprache mit den Meweiligen
Versorgungsträgern, gemäß dem �Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver-
und Entsorgungsanlagen� der Deutschen Forschungsgesellschaft für Straßen- und
Verkehrswesen zu treffen.

4. Altlasten

Sollten während der Baumaßnahme Bodenauffälligkeiten angetroffen werden, die auf eine
Altlast o.ä. hinweisen, sind das /andratsamt Alt|tting und das Wasserwirtschaftsamt zu
verständigen.

5. Zufahrten, Stellplätze, Bewegungs- und Aufenthaltsflächen

Sämtliche Zufahrten, Stellplätze, Bewegungs- und Aufenthaltsflächen sind, wo es aus
betrieblichen Gründen m|glich ist, mit dauerhaft wasser- und gasdurchlässigen (z.B.
5asensteinen, Pflasterrasen, Schotterrasen, Pflaster mit mehr als 30� Fugenanteil)
befestigten Flächen herzustellen.

1. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB und § 1 - 21a BauNVO)

  1.1 Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiet (GE), § 8 BauNVO
Vergnügungsstätten im Sinne des § 8 Abs. 3 Nr. 3 der BauNVO sind unzulässig.
Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen,
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter dürfen nur innerhalb des Betriebsgebäudes
integriert werden (alleinige Wohnungen als freistehende Einzelgebäude sind nicht zulässig).

 1.2 Maß der baulichen Nutzung

Ma[. zulässige Grundflächenzahl G5Z § 19 BauNVO: 0,8
Ma[. zulässige Geschossflächenzahl GFZ § 20 BauNVO: 1,2
Ma[. Zahl der Vollgeschosse § 20 BauNVO:  III

2. Bauliche Gestaltung

Wandh|he
GE1: ma[. 10,00 m
GE2: ma[.   9,00 m
GE3: ma[.   6,50 m
GE4: ma[.   6,50 m

Ab geplantem Gelände bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen
Abschluss der Wand.

Gestaltung und Proportionen

Die Gebäude sind so zu gestalten, dass sie in Einklang mit Art. 8 Ba\BO nicht verunstaltend
wirken. Ortsübliche Bauweise und Anpassung an das vorhandene Straßen-, Orts- und
/andschaftsbild sind zu berücksichtigen.

Dachform und Dachneigung

Für das Gewerbegebiet (GE) werden Satteldächer (SD), Pultdächer (PD) mit einer Dachneigung
von 6� - 30�, oder Flachdächer (FD) 1� - 5� festgesetzt. Flachdächer sind zu begrünen.

Firstrichtung
Bei Ausführung von Satteldächern und Pultdächern muss der First in /ängsrichtung des
Gebäudes zum /iegen kommen, bei Satteldächern muss der First in Gebäudemitte liegen und
beide Dachflächen sind in gleicher Neigung auszuführen (as\mmetrische Dachflächen bei
Satteldächern sind nicht zulässig). Bei zusammengebauten Gebäuden ist die Firstrichtung an
den Maßen der Einzelgebäude auszurichten.

Dachdeckung:

Bei allen geneigten Dächern sind als Dacheindeckung nur Dachziegel, Dachpfannen oder
Blecheindeckungen in ziegelroten, rotbrauenen, graubraunen oder grauen Farbt|nen zulässig.
Glänzende Oberflächen sind unzulässig.
Bei Metalldeckungen dürfen nur beschichtete Materialien verwendet werden, deren
Oberflächenwasser ohne Einschränkungen versickert werden kann.

Solaranlagen:

Auf Gebäuden mit geneigten Dächern sind Solaranlagen (Photovoltaikanlagen und
Sonnenkollektoren) nur zulässig, wenn sie in der Dachfläche integriert oder parallel zu dieser in
einem Abstand von ma[. 20 cm - gemessen von Oberkante Dachfläche bis Oberkante
Solaranlage - angeordnet werden.

Bei Flachdächern sind Solaranlagen mind. 1,50 m von der Gebäudeaußenkante abzurücken.
Die +|he der Aufständerung von Solaranlagen wird bei Flachdächern auf ma[. 0,80 m (O.
Dachhaut bis O. Solaranlage) begrenzt.

3. Bauweise, Baulinie und Baugrenze (§§22, 23 BauNVO)

GE1: Abweichende Bauweise
GE2 � GE3: Abweichende Bauweise  
GE4: Offene Bauweise

Gebäude dürfen sich über aneinander liegende Baufelder hinweg erstrecken.

4. Immissionsschutz

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) deren Geräusche die in den nachfolgenden
Tabellen angegebenen Emissionskontingente L

EK

 nach DIN 45691 weder tags (6.00 h bis
22.00 h) noch nachts (22.00 h bis 6.00 h) überschreiten.

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN
45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) die Immissionsorte M im
5ichtungssektor k /E.,i durch /E.,i � /E.,zus,k zu ersetzen ist.

Dabei gilt:

Bezugspunkt 5ichtungssektoren:
[: 766980,90 \: 5350432,60 (UTM 32)

Ein Emissionskontigent im Sinne der DIN 45691 besitzt dabei lediglich die im Bebauungsplan
als �Emissionsbezugsfläche� dargestellte Fläche.

Für das Meweilige Bauvorhaben ist im 5ahmen der Antragstellung, im
Einzelbaugenehmigungsverfahren oder bei Nutzungsänderung ein Nachweis über die
Einhaltung der festgesetzten Emissionskontigente auf Grundlage der DIN 45691 zu führen und
der Genehmigungsbeh|rde auf Wunsch vorzulegen.

Die Einhaltung der Anforderungen der TA-/ärm sind ebenfalls nachzuweisen. Insbesondere auf
die Berücksichtigung von Tageszeiten mit erh|hter Empfindlichkeit (gem. 6.5 TA-/ärm), die
�lauteste Nachtstunde� (gem. 6.4 TA-/ärm) sowie die Berücksichtigung von Verkehrsgeräuschen
(gem. 7.4 TA-/ärm) wird hingewiesen.

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn
der Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um
mindestens 15 dB unterschreitet (5elevanzgrenze).

5. Geländeveränderung im Planungsgebiet

Geländeveränderungen (Abgrabungen, Aufschüttungen) zum bestehenden Gelände sind nur in
notwendigem Maß zulässig. Geländeangleichungen zum Straßenrand hin sind zulässig.

GE1: Geländeveränderungen zulässig bis O.Straße
GE 2 � GE3: Geländeveränderungen zulässig bis O.Straße -1,50 m
GE4: Geländeveränderungen zulässig bis O.Straße

6. Nicht überbaubare Grundstücksflächen

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Stellflächen zulässig.
Nebenanlagen i.S. des §14 BauNVO sind unzulässig.
&ontainer mit Zeltaufbauten sind zulässig, wenn sie innerhalb eines Tages beseitigt werden
k|nnen.

7. Abstandsflächen

Die Abstandsflächen nach Art. 6 der Ba\erischen Bauordnung (Ba\BO) sind einzuhalten.
Entlang der Baulinie sind keine Abstandsflächen erforderlich. Abstandsflächen an den Grenzen
der Baufelder müssen nicht ausgewiesen werden, wenn Gebäude zusammengebaut werden.

8. Werbeanlagen

Werbeanlagen am Gebäude sind nur bündig an der Fassade in nicht selbstständig leuchtender
Ausführung bis ma[. 1 m und bis zu einer Breite von 5 m in zurückhaltender Farbgebung
zulässig. Werbeanlagen auf den Dachflächen sind nicht zulässig. Freistehende Werbeanlage
bis zu einer +|he von 3 m ab Geländeoberkante und einer Ansichtsfläche von 4 m2 sind
zulässig. Fahnenmasten sind bis zu einer +|he von 10 m zulässig.
Bei beleuchteten Werbeanlagen sind insektenfreundliche /euchtmittel zu verwenden.
Werbeanlagen mit grellen Farben, Wechsel-, /auf- und Blinklicht, Videowände und ähnliches
sind grundsätzlich verboten.

9. Einfriedungen

Einfriedungen im Gewerbegebiet sind grundsätzlich als Maschendrahtzäune, +olz- oder
Metallzäune mit einer Zaunh|he von ma[imal 2,0 m auszuführen. Die Einfriedungen müssen
einen Mindestabstand von 15 cm zur Geländeoberkante einhalten.
Sichtbare Zaunfundamente und Begrenzungsmauern sind unzulässig.
Bei Eingängen und Einfahrten sind Pfeiler in Beton/Mauerwerk verputzt mit einem 4uerschnitt
von 30/50 cm bis 30/100 cm zulässig.

10. Zufahrt zum Gewerbegebiet

Die Zufahrt zum Gewerbegebiet erfolgt über die bestehende Innstraße.

11. Abwasserbeseitigung

Das Schmutzwasser ist in den |ffentlichen .anal einzuleiten.

12. Niederschlagswasserbehandlung

Als Maßnahme zum Schutz der Natur ist das im Geltungsbereich des Bebauungsplanes auf den
Grundstücken anfallende, nicht verwendete 5egenwasser und Oberflächenwasser auf diesen
Grundstücken zur Verdunstung und/oder Versickerung zu bringen (z.B. Mulden- und/oder
5igolenversickerung). Eine Einleitung in die |ffentliche .analisation ist nicht gestattet.
Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Niederschlagswasser
eine genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung vorliegt. Die Vorgaben der
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der Technischen 5egeln zum
schadlosen Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in das Grundwasser (T5ENGW)
sind einzuhalten.

13. Grünordnerische Festsetzungen

13.1    Allgemeines

Die privaten Grünflächen sind entsprechend der planlichen und te[tlichen Festsetzungen
anzulegen, zu sichern und dauerhaft zu erhalten.
Sie sind spätestens in der Pflanzperiode nach Erstellung der |ffentlichen und privaten
Erschließungsflächen fertigzustellen. Nachpflanzungen haben den Pflanzqualitäten des
Grünordnungsplans zu entsprechen. Die Pflanzqualität muss den Gütebestimmungen des
Bundes deutscher Baumschulen (BdB) entsprechen. Für festgesetzte Bepflanzungen sind nur
standortheimische (wenn vorhanden autochthone) Geh|lze zulässig (Pflanzenauswahl siehe
Punkt 13.7).

 
Pflanzflächen nach Planzeichen bzw. te[tlicher Festsetzung, bei +ecken 10-20 � +eisteranteil.
Für freiwachsende +ecken und Geh|lzgruppen: Pflanzdichte 1 Stück/1,5 m2.

13.2   Pflanzbindung und Anpflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 und Nr. 25 BauGB

13.3   Pflegemaßnahmen

Der Erhalt der Pflanzen ist durch regelmäßige und fachliche Pflege zu sichern. Bei Verlust einer
Pflanzung ist gleichwertiger Ersatz in der nächstfolgenden Pflanzperiode zu leisten.

13.4 Bodenbearbeitung / Schutz des Oberbodens

Der anstehende Boden ist insgesamt zur Wiederverwendung zu sichern.

13.5 private Grünflächen

Entlang der |stlichen Seite entsteht ein 5,00 m breiter Grünstreifen mit Pflanzung einer
3-reihigen freiwachsenden +ecke aus Sträuchern und +eistern (20 �) (Pflanzenauswahl siehe
Punkt 13.7) auf 80 � der gesamten /änge. Die übrigen 20 � werden als Magerwiese angesät
(Ortsrandeingrünung auf Zeit. Eine Unterbrechung für eine zukünftige hberfahrt in die
Erweiterungsfläche ist m|glich.)

Die Grünflächen entlang des bestehenden .analdamms dienen überwiegend als Schutzzone
der .anlaleitungen und werden überwiegend als Wiesenflächen mit .räuterrasen und
Sickermulden angelegt. Eine Bepflanzung mit Geh|lzen und Sträuchern innerhalb der
Schutzzone ist nicht zulässig.

Entlang der privaten Verkehrs- und Parkflächen werden Wiesenflächen mit Obstbäumen
realisiert.

Auf der Westseite entsteht ein Erdwall mit heimischen Sträuchern und .räutern als
/ärmschutzwall.

13.6 Pflanzqualitäten

Obstbäume mind. +ochstamm, 3[v., StU 14-16 cm

Bei +ecken:  Bäume v. +eister 2[v., 150-200 cm
 Sträuchern v. Str., mind. 3-5 Triebe, 60-100 cm

13.7 Pflanzliste

Bäume II. Ordnung

Botanischer Name Deutscher Name

Acer campestre Feld-Ahorn
&arpinus betulus +ainbuche
Malus domestica Wild-Apfel
Prunus avium Vogel-.irsche
Sorbus aucuparia Eberesche
Obstbäume (auf die Verwendung regionalt\pischer und robuster Sorten ist Wert

zu legen)

Sträucher

Botanischer Name Deutscher Name

&ornus sanguinea Blutroter +artriegel
&ornus mas .ornelkirsche
&or\lus avellana +aselnuss
Euon\mus europaeus Gemeines Pfaffenhütchen
/onicera [\losteum +eckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
5osa canina +undsrose
Sambucus nigra Schwarzer +olunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
Viburnum lantana Wolliger Schneeball

13.8 Unzulässige Pflanzarten

/andschaftsfremde hochwüchsige Baumarten mit bizarren Wuchsformen und auffälliger /aub-
und Nadelfärbung wie Edeltannen und- fichten, Z\pressen, ThuMen usw. sowie Trauer- oder
+ängeformen dürfen nicht gepflanzt werden.

13.9 Stellplätze und Verkehrsflächen

Die versiegelten Erschließungsflächen sind auf eine Mindestmaß zu reduzieren.

13.10 Wiesenflächen

Die nicht versiegelten Flächen außerhab der Geh|lzpflanzungen sind als 5asen- bzw.
Wiesenflächen anzulegen.

13.11  Freiflächengestaltungspläne

Im 5ahmen der Baugenehmigung sind fachlich fundierte Freiflächengestaltungspläne
vorzulegen. Es sind Aussagen zur detaillierten Gestaltung des Geländes, der Beläge und
Begrünung sowie der Einfriedung und Oberflächenentwässerung zu treffen und darzustellen.

13.12  Naturschutzfachliche Eingriffsregelung

Die Eingriffsregelung ist im zugeh|rigen Umweltbericht als Bestandteil der Begründung
detailliert beschrieben.

13.13  Ausgleichsflächen

Der erforderliche naturschutzfachliche Ausgleich wird zum Teil innerhalb des Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes (A1) gemäß planlichen und te[tlichen Festsetzungen und zum Teil
außerhalb des Geltungsbereiches (A2) auf der Fl.-Nr. 2125 (TF) der Gemarkung T|ging am
Inn, in der T|ginger Au (siehe /ageplan E[terne Ausgleichsfläche) erbracht.

Innerhalb des Geltungsbereiches auf der Fläche A1:

Entwicklungsziel: Waldrand
Aufbau eines abgestuften Waldmantels, das heißt der äußere Waldmantel besteht aus
Sträuchern, der innere Waldmantel aus Bäumen und Sträuchern.
Wald und +ecke: Pflanzungen 2-3-reihig, gebietseigene Bäume und Sträucher.
+erkunftsregion 16 lt. BFN 2012. Der Pflanzabstand beträgt in der 5eihe 2 m, zwischen den
5eihen 1,5 m. Es sind mind. 3-5 Stck. einer Art gem. Pflanzliste (s.u.) in Gruppen und im
Wechsel zu pflanzen. Es ist eine zeitlich befristete Einzäunung zum Schutz vor Wildverbiss zu
errichten, bis der Bewuchs die erforderliche +|he und Dichte erreicht hat. Nach ma[. 7 -ahren
verpflichtet sich der Betreiber den Wildschutzzaun zu entfernen. Die Pflanzung ist spätestens in
der Pflanzperiode nach Baubeginn des �Gewerbegebiets Mitterwehrt� fertigzustellen. Ein
plenterartiger 5ückschnitt der +ecke ist frühestens nach 10 bis 15 -ahren im Einvernehmen mit
der Unteren Naturschutzbeh|rde zulässig.

Die außerhalb des Geltungsbereiches auf der Fläche A2 durchzuführenden
naturschutzfachlichen .ompensationsmaßnahmen sind im Umweltbericht detailliert
beschrieben.

13.14  Grenzabstand von Pflanzen

Die gesetzlichen Grenzabstände von Pflanzen und benachbarten landwirtschaftlichen
Nutzflächen sind gemäß den 5egelungen in den §§ 48 bis 50 AGBGB einzuhalten.

13.15  Schutz von heimischen Insekten

Bei Außenbeleuchtungen sollen ausschließlich insektenfreundliche warmweiße /EDs verwendet
werden.

14. Schutzzone / Freihaltezone

Im Schutzstreifen dürfen keine fest verankerten/verbauten Gebäude errichtet werden. Nicht fest
verankerte Gebäude (&ontainer mit Zeltüberspannung), die schnell (innerhalb eines Tages)
entfernt werden k|nnen und somit kein Problem für die 5eparatur der /eitungen darstellen sind
zugelassen. Versiegelungen (Schotter, Pflaster, Asphalt) im Bereich des Schutzstreifens  sind
zulässig, allerdings darf dieser nicht mit Bäumen oder Sträuchern bepflanzt werden.

/and Schafft 5aum
bußere Neumarkter Str. 80, 84453  Mühldorf am Inn
Tel: 08702-5689777, Fa[: 08702-5689778
Email: info#landschafftraum.com

Für die im Plan dargestellten 5ichtungssektoren A bis E erh|hen sich die
Emissionskontigente /E. um folgende Zusatzkontigente:

Teilfläche GE 1

Teilfläche GE 2

Teilfläche GE 3

Teilfläche GE 4

GE

GE

GE

GE

GE

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB - §§ 1 bis 15 BauNVO)

Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Büro- und Schulungsräume mit Pkw-Stellflächen

+auptarbeitsflächen mit /agerhallen

Nebenarbeitsfläche mit 5egallager und /agerzelte

Stellflächen für Auflieger

2. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze / Baufeld

Baulinie

3. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

|ffentliche Verkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

private Verkehrsflächen

Parkflächen

Einfahrt

4. Grünflächen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

private Grünflächen

Eingrünung

Erdwall (/ärmschutz) mit heimischen Sträuchern

/ärmschutzwand aus +olz (5ückbau innerhalb eines Tages m|glich)

Obstbaum zu pflanzen (vorgeschlagener Standort)

Naturschutzfachliche Ausgleichsfläche - Waldsaum

Sickermulden

5. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

Flurstücksgrenzen

Flurstücksnummer

+|henschichtlinien des bestehenden Geländes mit Angabe der +|he über NN 
(eingetragende +|henstaffelung 1,00 m)

bestehende Abwasserleitung

bestehende Wasserleitung

Schutzzone / Freihaltezone (Ab-)Wasserleitung (mit Angabe in m)

Flächen der Biotopkartierung mit Angabe der Nr.

Bemaßung

Vorgeschlagene Gebäude

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungsbereiche

690,00

1677

6.00

6944-0137-006

I. P/AN/I&+E FESTSETZUNGEN
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